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Festlegung eines Regulierungsrahmens und der Methode der 
Anreizregulierung für Elektrizitäts- und Gasverteilernetzbetreiber sowie 
Fernleitungsnetzbetreiber (RAMEN)  
Sachstand zu Tenorierung mit Erwägungen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die Möglichkeit der Stellungnahme zum gegenwärtigen Sach-
stand des o.g. Festlegungsverfahrens. Er bietet eine solide Orientierungs-
grundlage zur Beurteilung der aktuellen Planungen für einen konkreten Fest-
legungsentwurf.  
 
Zu Tenorziffer 2.3 Festlegung einer dreijährigen Regulierungsperiode 
 
Ergänzend zur gemeinsamen Stellungnahme der Landesregulierungsbehör-
den nimmt die Landesregulierungsbehörde Sachsen zur Thematik der ver-
kürzten Regulierungsdauer wie folgt Stellung: 
 
Die Erforderlichkeit der Maßnahme steht aus unserer Sicht bereits angesichts 
der OPEX-orientierten Motivation der Periodenverkürzung und des von der 
BNetzA selbst als ernst zu nehmende Alternative eingestuften effizienzbasier-
ten OPEX-Anpassungsmodells nach Ziffer 3.2 infrage. Es ist sicher zutreffend, 
dass vor dem endgültigen Übergang in die dreijährige Regulierungsperiode 
nach Ziffer 3.3 eine Evaluierung zur Wirksamkeit der neuen Beschleunigungs- 
und Vereinfachungsmaßnahmen vorgeschaltet sein soll. Dabei gehen wir al-
lerdings angesichts der Ausrichtung der Evaluierung davon aus, dass die o.g. 
OPEX-Anpassung bislang davon nicht umfasst sein kann, da eine Feststel-
lung der Wirksamkeit dieses Instruments ein gewichtiges Argument gegen den 
Übergang in die dreijährige Regulierungsperiode darstellen würde. Genau 
dies müsste aber angesichts der Alternativenfunktion beider Maßnahmen 
nach unserer Überzeugung gerade einen Hauptansatzpunkt der Evaluierung 
bilden. Erst wenn auf gesicherter Erkenntnisbasis feststünde, dass das inso-
weit in den Auswirkungen mildere Mittel der OPEX-Anpassung nicht ausrei-
chend ist, könnte eine Verkürzung der Periodendauer in Betracht kommen.  
 

Zum anderen ergibt sich aus dem Zusammenhang „Evaluierung/Periodenver-
kürzung“ folgende grundsätzliche Überlegung:  

 
 

Ihr/e Ansprechpartner/-in 
 

 
Durchwahl 

 
 

 
 
 

 
Aktenzeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 
LRB-4153/1/28-2025/7890 
 
Ihr Zeichen 
GBK-24-01-3#3 
 
Ihre Nachricht vom 
 
 
Dresden, 
28. Februar 2025 

Landesregulierungsbehörde beim Sächsischen Staatsministerium für Wirt-
schaft, Arbeit, Energie und Klimaschutz| Postfach 10 03 29 | 01073 Dresden 
Große Beschlusskammer Energie 
Bundesnetzagentur  
Tulpenfeld 4 
53113 Bonn 
 
gbk@bnetza.de  
nur per E-Mail 
 

Hausanschrift 
Landesregulierungsbehörde 
beim Sächsischen Staatsminis-
terium für Wirtschaft, Arbeit, 
Energie und Klimaschutz 
 
Ammonstraße 10 
01069 Dresden 
 
 
 
 
www.smwa.sachsen.de 
 
Verkehrsanbindung: 

Zu erreichen mit den Straßenbahnlinien 

7, 10 - Haltestelle Budapester Straße  

 

 

* Information zum Zugang für ver-

schlüsselte elektronische Dokumente 

unter www.smwa.sachsen.de/kon-

takt.htm 

 poststelle@smwa-sachsen. 
de-mail.de 

 



 

Seite 2 von 9 

 
Wenn die Letztentscheidung zum Übergang in die dreijährige Regulierungsperiode tat-
sächlich bis zum Ergebnis der Evaluierung offenbleiben soll - der Evaluierung mithin ein 
substanzieller und inhaltlicher Wert zukommen soll, wie vom Länderausschuss gefordert, 
– dann wäre es u.E. sinnvoller und konsequenter in Ziffer 3.2. zunächst den Status quo 
der fünfjährigen Periode zu belassen und erst in Ziffer 3.3 die Möglichkeit eines Über-
gangs zu einer dreijährigen Periode in Abhängigkeit der Evaluierungsergebnisse aufzu-
nehmen. Das denkbare Gegenargument, wonach beim Übergang in eine dreijährige Pe-
riode eine Festlegungsänderung in Ziffer 3.2 notwendig wäre, verfinge u.E. nicht. Dies 
wäre – eine offene Evaluierung unterstellt – auch in der jetzigen Konstellation der Fall, 
würde die Evaluierung Ende 2030 zum Ergebnis kommen, dass nach den Erfahrungen 
mit den Vereinfachungs- und Beschleunigungsmaßnahmen sowie angesichts der Dauer 
und der Erkenntnisse aus den Gerichtsverfahren eine Verkürzung der Regulierungsperi-
ode nicht angezeigt ist.  
 
Bei einem Übergang zu einer dreijährigen Regulierungsperiode ist die zeitliche Abfolge 
extrem ambitioniert und mit Blick auf den Anreizeffekt auch nicht unbedeutend. Das erste 
Jahr in der dreijährigen Regulierungsperiode wäre zugleich das Basisjahr für die nächste 
Regulierungsperiode. Es ist nach den gegenwärtigen Erfahrungen mit Kostenprüfung, 
Effizienzvergleich und Festlegungen der BNetzA zu EK-Zinssatz und X gen zu befürch-
ten, dass die Unternehmen im ersten Jahr noch ohne festgelegte EOG agieren müssen. 
Die gesetzliche Maxime der Erreichbarkeit und Übertreffbarkeit stünde infrage, wenn 
noch keine Regulierungsvorgabe besteht. Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte diese 
Thematik nicht unterschätzt werden. 
 
Zu Tenorziffern 3.2 i.V.m 16.1 (OPEX-Anpassung 5. Regulierungsperiode) 
 
Die vorgesehene Möglichkeit zur jährlichen Anpassung der OPEX in der Erlösober-
grenze der Stromverteilnetzbetreiber ist grundsätzlich zu begrüßen. Die Ableitung des 
OPEX-Aufschlags auf Basis des Effizienzvergleichs sowie das Einziehen von Schwel-
lenwerten zur Vermeidung von Bagatellanpassungen stellt einen sachgerechten Aus-
gleich zwischen den wirtschaftlichen Interessen der betroffenen Netzbetreiber einerseits 
sowie der den Kostenaufwuchs finanzierenden Netznutzer andererseits dar. Allerdings 
lehnen wir die geplante Beschränkung auf Verteilnetzbetreiber, die am Regelverfahren 
teilnehmen, ab. Die Begründung, Teilnehmer am vereinfachten Verfahren von dieser An-
passungsmöglichkeit von vornherein auszunehmen, überzeugt nicht. Sie widerspricht 
auch dem von der BNetzA favorisierten Modell des VKU „Betriebskosten-Aufschlag an-
hand der SFA-Koeffizienten des Effizienzvergleichs (BASE)“. Die Kompatibilität dieses 
Modells mit dem vereinfachten Verfahren spielt dort vielmehr eine explizit hervorgeho-
bene Rolle. Erforderlich sei lediglich die zusätzliche Feststellung von (Ausgangs-)Ver-
gleichsparametern im Basisjahr. Das in der Begründung zu Tenorziffer 16.1. angeführte 
Argument, es könne mit Blick auf die Interessen der Netzkunden nicht in der erforderli-
chen Gewissheit gewährleistet werden, dass die ermittelten Parameter tatsächlich sol-
che sind, die die Versorgungsaufgabe der kleinen Verteilernetzbetreiber abbilden, 
könnte im Übrigen durch Anwendung sachgerechter pauschaler Korrekturfaktoren mini-
miert werden.  
 
Hinzu kommt folgende Überlegung: In ihren Ausführungen zum Instrument der OPEX-
Anpassung führt die GBK selbst aus, dass ein Betriebskosten-Aufschlag aufbauend auf 
dem Effizienzvergleich sich am ehesten als geeignete Alternative zu einer Verkürzung 



 

Seite 3 von 9 

der Regulierungsperiode erweist (S. 85). Angesichts dessen erscheint es uns mit Blick 
auf die nach Tenorziffer 3.3 vorgesehene Evaluierung zur Frage, ob eine verkürzte Re-
gulierungsperiode tatsächlich eingeführt werden soll, kontraproduktiv, einen erheblichen 
Teil der Netzbetreiber a priori aus einer zur Periodenverkürzung ernsthaft geeigneten 
Verfahrensalternative auszuklammern. Insofern würde eine Evaluierung auf einer ver-
schmälerten Erkenntnisbasis beruhen und zu einer Verzerrung der Ergebnisse führen.  
 
Zu Tenorziffer 3.3. Evaluierung der Vereinfachungs- und Beschleunigungsinstrumente 
 
Die Formulierung erscheint mit Blick auf die angestrebte Zielstellung der Evaluierung als 
ungenügend bzw. zu schwach formuliert.  
 
Ganz grundsätzlich verweise ich auf die Arbeitshilfe zur Evaluierung von Regelungen der 
Bundesregierung, die Teil der Konzeption für Bessere Rechtssetzung und 
Bürokratieabbau der Bundesregierung ist.  
 
Arbeitshilfe zur Evaluierung von Regelungen der Bundesregierung - Statistisches Bun-
desamt 
(https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Buerokratiekosten/Methoden/Downloads/Ev
aluierung.html ) 
 
In ihrer neuen Rolle als rechtssetzendes Organ darf die BNetzA, als Teil der 
Bundesverwaltung, diese Grundsätze nicht unbeachtet lassen. So verweist die 
Arbeitshilfe einleitend darauf:  
 

Die Grundlage für die spätere Evaluierung wird bereits bei der Erstellung des 
Regelungsvorhabens gelegt. Ob eine Regelung die intendierten Auswirkungen 
hat, kann bei einer Evaluierung im Regelfall nur dann festgestellt werden, wenn 
die Ziele des Regelungsvorhabens klar definiert sind und Kriterien benannt 
werden, die bei der Beurteilung der Zielerreichung zugrunde gelegt werden. Die 
für die Evaluierung relevanten Inhalte finden sich sowohl im Vorblatt als auch in 
der Begründung des Regelungsvorhabens.  

 
Die Einführung einer Evaluierung geht auf den Vorschlag des Länderausschusses 
zurück. Die wesentliche Motivation dabei ist, dass die Umstellung auf eine dreijährige 
Regulierungsperiode sowohl Grundsatzfragen der Regulierung betrifft, als auch für alle 
Beteiligte einen gravierenden verfahrenstechnischen Einschnitt in einem bereits schon 
jetzt sehr anspruchsvollen Verfahren mit sich brächte. Der Bedeutung dieser 
Veränderung wird es u.E. nicht gerecht, wenn die Evaluierung lediglich auf die 
Feststellung ausgerichtet wäre, ob die vorgenommenen Beschleunigungs- und 
Vereinfachungsmaßnahmen „ausreichend“ für eine Umstellung auf eine dreijährige 
Periode sind. Es müsste im Ergebnis vielmehr attestiert werden, dass eine Umstellung 
aufgrund der gewonnenen Erfahrungen in der Sache ohne Brüche problemfrei 
realisierbar wäre. Zwingend müssen dabei die "gewonnenen Erkenntnisse aus der 
Rechtsprechung" in die Bewertung einfließen und demnach im Zweck ergänzt werden. 
Zudem ist sicherzustellen, dass die Überprüfung der Erfahrungen aus der OPEX-
Anpassung gemäß Ziffer 3.2 ebenfalls Teil der Evaluierung ist, s. obige Ausführungen zu 
Tenorziffer 2.3. Zur Klarstellung ist zu dabei zu unterstreichen, dass dies in der hier 
vertretenen erweiterten Form, d.h. unter Einbeziehung der Teilnehmer am vereinfachten 
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Verfahren gilt. Die Tenorierung in Ziffer 3.3 ist daher vor dem Hintergrund der hier 
dargelegten Erwägungen neu zu formulieren und neu zu begründen.  
 
Zu Tenorziffer 4.6 i.V.m. Tenorziffer 9.6 Anlagenabgänge bei Kapitalkostenabzug für 
Gasverteilernetze 
 
Die Möglichkeit wird eingeräumt, dass Gasverteilernetzbetreiber beim jährlichen Kapi-
talkostenabzug nunmehr auch Anlagenabgänge (= Buchverluste) geltend machen kön-
nen und die Ansätze der Buchverluste aus dem Ausgangsniveau jährlich durch neue 
Werte ersetzen. Damit wirken die Buchverluste als Kostensteigerung und kompensieren 
die im KKAbzug eigentlich angelegte Kostensenkung. Bei dieser Vorgehensweise be-
steht die Gefahr von Optimierungen für Netzbetreiber im Effizienzvergleich. So könnten 
diese die Werte des Buchverlusts im Ausgangsniveau mit „Null“ angeben, dadurch (auf-
grund geringerer Kosten) einen höheren Effizienzwert erlangen und durch die Anpas-
sung im KKAbzug trotzdem in den folgenden Jahren Buchverluste geltend machen, die 
zu einer höheren EOG führen.  
Zudem ist die Regelung keine Vereinfachungs- bzw. Beschleunigungsregelung. 
 
Zu Tenorziffer 6.2 Genereller sektoraler Produktivitätsfaktor   
 
An der bereits in unserer Stellungnahme vom 28. Februar 2024 zum Eckpunktepapier 
NEST vorgebrachten grundsätzlichen Kritik zur Beibehaltung des X-Gen halten wir fest. 
Dies gilt für den Bereich Gas angesichts des dortigen energiewendebedingten 
Transformationsprozesses in besonderem Maße. 
 
Zu Tenorziffer 8.3 Volatile Kostenbestandteile 

Wir gehen zwar davon aus, dass die Landesregulierungsbehörden auch weiterhin für 
Festlegungen zu diesem Themenbereich (bspw. im Bereich Verlustenergie) zuständig 
wären. Dies ergibt sich aus unserer Sicht aus einer systematischen Auslegung der 
§§ 21a Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 und 3 i.V.m. § 54 Abs. 2 Nr. 2 EnWG. Nur in den Fällen 
nach § 54 Abs. 3 Satz 2 EnWG, in denen ein Erfordernis zur Gewährleistung gleichwer-
tiger wirtschaftlicher Verhältnisse bestünde, wären die LRBen durch die BNetzA-Zustän-
digkeit verdrängt. Da bei der Verweisung aus Tenorziffer 8.3. und bei der Auslegung über 
§ 21a EnWG sowie § 54 Abs. 3 EnWG aber durchaus Interpretationsspielraum besteht, 
wäre es u.E. trotzdem sinnvoll klarzustellen, dass die Festlegungskompetenz der LRBen 
in diesem Bereich unberührt bleibt. Dies würde potenziellen regulatorischen Unklarheiten 
vorbeugen und bei künftigen Methodenfestlegungen eine unbeabsichtigte Einschrän-
kung der LRB-Kompetenz in ihrem Zuständigkeitsbereich vermeiden. Zumal in der Be-
gründung zu Tenorziffer 8 RAMEN zudem ausdrücklich festgehalten ist, dass die 
Grundsätze der Kostenkategorie im Wesentlichen entsprechend zur bisherigen Rechts-
lage fortgeführt werden. Dies unterstreicht, dass keine wesentliche inhaltliche Neurege-
lung beabsichtigt ist. Entsprechendes gilt für die Regelungen in Tenorziffern 7.6 und 8.2. 

Zu Tenorziffer 9.2 Berechnung Kapitalkostenabzug 

Der in Buchstabe b) der Tenorziffer verwendete Begriff „Bestände“ ist u.E. 
missverständlich. Es müsste wie in Buchstabe a) auf die kalkulatorisch ermittelten 
Restwerte Bezug genommen werden. Dies entspräche auch der Begründung, die den 
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Grundsatz der Berücksichtigung der im Zeitablauf sinkenden Restwerte zu beiden 
Buchstaben einheitlich behandelt. 
 
Zu Tenorziffer 9.7 Verfahrensregelungen Kapitalkostenabzug 
 
Im Bereich Strom sind während der Regulierungsperiode erfolgende Anlagenabgänge 
nach dem Basisjahr weiterhin nicht erfasst. Im Interesse der Netznutzer sollte dies u.E. 
unter dem Aspekt einer Beschränkung der Kostenerfassung auf (noch) sachgerechte 
Netzkosten bereinigt werden.  
 
Aus Praxissicht wünschenswert wäre zudem eine Regelung zu einheitlichen 
Nutzungsdauern bei gemischt genutzten Anlagen. In diesem Zusammenhang verweisen 
wir auch auf unsere entsprechenden Ausführungen zu Anlage 1 der StromNEF/GasNEF. 
 
Zu Tenorziffer 10: Effizienzvergleich 
 
In dieser, die grundsätzlichen Rahmenbedingungen absteckenden Regelung sollte im 
Text klar geregelt sein, dass der Effizienzvergleich vor der jeweiligen 
Regulierungsperiode erfolgen muss. 
 
Zu Tenorziffer 12 Qualitätsregulierung 
 
Wie bereits in der o.g. gemeinsamen Stellungnahme zum vorangegangenen Eckpunkte 
Papier deutlich hervorgehoben wurde, sollte bei der inhaltlichen Ausgestaltung der 
künftigen Qualitätsregulierung darauf geachtet werden, zusätzlichen bürokratischen 
Aufwand auf das zwingend erforderliche Maß zu beschränken. Die Planung, die 
Qualitätsregulierung gegenüber dem Status quo deutlich auszuweiten, ist daher auch im 
Kontext der allgemeinen Diskussion zur Bürokratiebelastung in Deutschland zu sehen. 
Die aufgrund des geänderten Regulierungsrahmens eröffnete Möglichkeit, die inhaltliche 
Ausgestaltung regulativer Bestimmungen auf behördlicher Ebene jedenfalls unabhängig 
von konkreten verordnungsrechtlichen Vorgaben vorzunehmen, sollte konsequent 
genutzt werden. Insofern erscheint es aus unser Sicht nicht zwingend, im Bereich der 
Qualitätsregulierung im neuen Anreizregulierungssystem sofort Regelungen on top zu 
setzen, die der Verordnungsgeber bislang nicht vorsah. Dies gilt nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund, dass der Erlass von Festlegungen zur Ausgestaltung von 
Qualitätsvorgaben nach § 21a Abs. 3 Satz Nr. 5 EnWG in das Ermessen der 
Regulierungsbehörde gestellt werden. Darüber hinaus ist aus unserer Sicht zu 
bezweifeln, ob von der offenbar zunächst vorgesehenen bloßen Veröffentlichung 
qualitätsrelevanter, netzbetreiberindividueller Daten ein maßgeblicher Anreizeffekt 
ausgeht, der den Aufwand rechtfertigt. 
 
Wenn das System trotz der o.g. angeführten grundsätzlichen Vorbehalte angegangen 
wird, sollte es u.E. dann von Anfang an monetarisiert werden und zwar nicht wie offenbar 
aus Branchenkreisen gefordert als freiwillige Maßnahme, die damit auf eine reine 
Bonusregelung hinausliefe, sondern ebenfalls mit der Möglichkeit eines Malus versehen 
werden.  
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Zu Tenorziffer 14.3 Regulierungskonto Gas 
 
Für den Bereich Gas sieht die Regelung auf der Basis von § 21a Abs. 3 S. 3 Nr. 6 EnWG 
die Möglichkeit vor, weitere Positionen für die Differenzbildung auf dem 
Regulierungskonto vorzusehen. Diese Regelung ist zu streichen.  Wir sehen keinen 
Anhaltspunkt dafür, dies im Zuge von RAMEN vorzusehen, im Gegenteil, es könnte 
Erwartungen wecken. Soweit erforderlich sollte es im Einzelfall der jeweiligen 
themenbezogenen Festlegung vorbehalten werden, eine derartige Regelung zu treffen. 
Dies entspricht der gegenwärtigen Praxis und dürfte wenig Potenzial für Beschwerden 
beinhalten. 
 
Zu Tenorziffer 15.7 Netzübergang Strom 
 
Entgegen Tenorziffer 15.4 gibt die in Ziffer 15.7 dargestellte Formel u.E. nur den nach 
Ziffer 15.6 definierten Pauschalbetrag wider. Die Kapitalkosten des übergehenden 
Netzteils fehlen hingegen. 
 
Zu Tenorziffer 16 Vereinfachtes Verfahren 
 
Zu Tenorziffer 16.1 
 
Die Beibehaltung eines vereinfachten Verfahrens ist mit Blick auf die nach wie vor klein-
teilige Netzbetreiberstruktur in den Ländern sehr zu begrüßen.  
 
Vor dem Hintergrund der nachstehenden Erwägungen ist es jedoch h. E. fraglich, ob die 
gegenwärtig geplante Umsetzung im Einklang mit den Vorgaben aus § 21a Abs. 3 
Satz 10 EnWG steht, nämlich Regelungen zu „vereinfachten Verfahren für kleinere Netz-
betreiber“ zu treffen. Anders gefragt: Wo ist das Verfahren noch vereinfacht? Die Rechts-
folgen des vereinfachten Verfahrens sind – entgegen den Ausführungen in Punkt 20.1 
der Erwägungen – doch sehr verändert. 
 
Angesichts der geplanten inhaltlichen Ausgestaltung werden die im bisherigen verein-
fachten Verfahren verbundenen Privilegierungen stark zurückgeschraubt. Da die bishe-
rige Anerkennung dauerhaft nicht beeinflussbarer Kosten (jetzt KAnEu) entfällt, verbleibt 
letztendlich als Vorteil nur noch die Ausnahme vom individuellen Effizienzvergleich. Wei-
tere Vereinfachungen sind nicht mehr vorgesehen. Im Gegenteil tritt gegenüber dem Sta-
tus quo sogar insoweit eine Verschärfung ein, als auch die Teilnehmer des vereinfachten 
Verfahrens der vorgesehenen erweiterten Qualitätsregulierung unterworfen werden sol-
len. Zudem werden sie - und dies wiegt u.E. besonders schwer – von der OPEX-
Anpassung als dem zentralen Übergangsinstrument der 5. Regulierungsperiode ausge-
schlossen. Dies ist u.E. nicht vermittelbar. Es würde einen inneren Widerspruch darstel-
len, einerseits das Modell des VKU zu favorisieren, andererseits aber einen zentralen 
Baustein daraus gleichzeitig auszuklammern. Gerade kleinere Netzbetreiber sind mit 
OPEX Steigerungen konfrontiert, da sie keine Skaleneffekte oder Mengeneffekte vorwei-
sen können, wie es ein größerer Netzbetreiber mit entsprechend gewichtigerer Verhand-
lungsmasse z.B. bei Verhandlungen mit Lieferanten, Dienstleistern u.Ä. durchsetzen 
könnte.  
 



 

Seite 7 von 9 

Auch das in Feld geführte Argument, ein effizienzvergleichsbasiertes OPEX-
Anpassungsmodell könne für die Teilnehmer am vereinfachten Verfahren mangels Teil-
nahme am Effizienzvergleich nicht zum Tragen kommen, überzeugt nicht. Schließlich 
erhalten diese bereits jetzt die Ergebnisse aus dem Effizienzvergleich als Effizienzvor-
gabe. Dies muss auch für das Ergebnis der effizienten Kosten (-vorgaben) gelten. Die 
Ergebnisse des Effizienzvergleichs (Effizienzwert und Größe von effizienten Kosten) soll-
ten gleichermaßen als Richtschnur gelten.  
 
Wenn das vereinfachte Verfahren daher an Attraktivität verliert, könnten in der Folge die 
freiwilligen Teilnahmen am Regelverfahren zunehmen. Hier muss man sich die Frage 
stellen, ob dieses Ergebnis gewollt ist, zumal die grundsätzliche quantitative Tektonik 
zwischen Regel- und Vereinfachungsverfahren nicht geändert werden sollte. 
 
Zu Tenorziffer 16.2  
 
Wir machen darauf aufmerksam, dass die in Satz 3 der Ziffer dargestellte zeitliche Rei-
henfolge nicht mit Satz 2 kompatibel ist. Nach Satz 2 bestimmt die BNetzA den Schwel-
lenwert in der ersten vollständigen Kalenderwoche des Kalenderjahres x. Dies aber 
schließt sachlogisch aus, dass er an den Länderausschuss in seiner letzten Sitzung des 
Jahres x-1 übermittelt wird. Richtig wäre die Reihenfolge, wonach die BNetzA den Wert 
bestimmt, anschließend den Länderausschuss informiert und den Wert im Anschluss da-
ran veröffentlicht. 
 
Zu Tenorziffer 16.3  
 
Allgemeine Vorbemerkung:  
Die Regelungen werden zu Lasten einer nicht unerheblichen Zahl von Netzbetreibern 
einen Verfahrenswechsel hin zum Regelverfahren bedeuten. Diese Umstellung ist für 
diejenigen Netzbetreiber erschwert und herausfordernd, die aufgrund der bislang beste-
henden Regelung zur Kundenzahl über die vergangenen vier Regulierungsperioden Teil-
nehmer im vereinfachten Verfahren waren und nunmehr erstmalig durch die neue Rege-
lung zum Schwellenwert dem Regelverfahren unterfallen. Bundesweit sind davon 30 
Stromverteilnetzbetreiber und 44 Gasverteilnetzbetreiber betroffen. Diese Netzbetreiber 
sind nun Teilnehmer im Benchmark. Es ist zu befürchten, dass die Effizienzwerte für 
diese Gruppe eher schlecht ausfallen werden. Die Gruppe der bisherigen Netzbetreiber 
im Regelverfahren und die Gruppe der ins Regelverfahren fallenden bisherigen Teilneh-
mer am vereinfachten Verfahren sind u.E. nicht vergleichbar. Letztere Gruppe erhielt 
zwar die Effizienzvorgabe aus dem Effizienzvergleich, jedoch ohne Bezug zu ihren tat-
sächlichen Kosten und Strukturparametern. Nunmehr sollen sie erstmalig teilnehmen 
und sich mit und an Netzbetreibern messen, deren individuelle Kosten und Strukturdaten 
bereits über viele Jahre „gebenchmarkt“ und optimiert wurden. Im ihrem Musterbe-
schluss zu Regelverfahren der 4. Regulierungsperiode Strom führt die BNetzA auf Seite 
41 selbst aus: „Die Beschlusskammer konnte davon ausgehen, dass die Unternehmen 
angesichts der vierten Durchführung des Effizienzvergleichs Strom bzw. des – unter Ein-
bezug des Effizienzvergleichs Gas – achten Effizienzvergleichsverfahrens ein Grundver-
ständnis von den Abläufen und der Bedeutung der Datenqualität haben.“ Dies belegt, 
dass den betroffenen Unternehmen ein hohes Maß an Erfahrung und Expertise unter-
stellt wird, das naturgemäß bei denjenigen nicht vorhanden sein kann, die dem Verfahren 
über vier Regulierungsperioden nie ausgesetzt waren. Entsprechendes gilt für den Be-
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reich Gas. Zur Vermeidung von Angriffen wegen unzureichender Beachtung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes sind u.E. hierzu zumindest eingehendere Abwägungen zur 
sachlichen Rechtfertigung erforderlich. In diesem Zusammenhang könnte es auch sach-
dienlich sein, die Folgen durch eine angemessene Übergangslösung abzufedern. In Be-
tracht käme insofern ein abweichender Verteilungsfaktor (Antragserfordernis bei erheb-
lichen Ineffizienzen i.S. Erreichbarkeit, Übertreffbarkeit).  
 
Nicht unberücksichtigt bleiben sollte auch der Aspekt, dass sich gerade bei den Netzbe-
treibern mit niedrigeren Ausgangsniveaus, die sich knapp an der Grenze der Marktabde-
ckungsquoten bewegen, die Verfahrensart immer wieder ändern kann.  
 
Vor dem Hintergrund einer womöglich dreijährigen Regulierungsperiode wird das bereits 
heute sehr anspruchsvolle Verfahren bei Behörden und Netzbetreibern eher noch ambi-
tionierter, was die zeitlichen Abläufe angeht. In den weiteren Überlegungen sollten daher 
zwei Thematiken mitgedacht werden. Zum einen könnten sich durch die neuen Teilneh-
mer im Regelverfahren die Abläufe bei den Behörden verzögern, wenn an anderer Stelle 
keine zusätzliche Kompensierung durch Vereinfachungen bei Datenabfragen und Abbau 
der Komplexität eintritt. Zum anderen müssen für die neue Schwellenwert-Ermittlung (für 
das vereinfachte Verfahren) die Ausgangsniveaus durch Entscheidungen festgestellt 
und veröffentlicht sein. Diese Daten sind bereits jetzt bei einer fünfjährigen Regulierungs-
periode nicht vollumfassend verfügbar. Es ist kaum vorstellbar, wie das bei einer dreijäh-
rigen Periode besser bewerkstelligt werden soll. 
 
Im Einzelnen:  
 
Zu Satz 1:  
 
a) Der Schwellenwert und dessen Ermittlung ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht transparent. 

Die Branche kann die Ermittlung und deren Folgen nicht nachvollziehen (Transpa-
renz, Termin). So sind die Ausgangsniveaus auf der Transparenzplattform derzeit nur 
unvollständig veröffentlicht. Ein Verweis auf die Veröffentlichungen ist jedoch nur be-
lastbar, wenn diese Werte auch tatsächlich vollumfänglich verfügbar und abrufbar 
sind. Netzbetreiber, für die sich künftig ein Wechsel in das Regelverfahren ergäbe, 
zeigten sich nach entsprechenden Hinweis durch die LRB dementsprechend sehr 
überrascht. Insoweit sind Beschwerdeverfahren gegen die RAMEN Festlegung vor-
programmiert.  

 
b) Zu überlegen wäre auch, ob der Schwellenwert aus Gründen der Rechtssicherheit 

durch eine separate Festlegung der BNetzA bekannt gegeben werden sollte.  
 

c) Es muss u.E. für die 5. Regulierungsperiode auch eine Bereinigung des Ausgangsni-
veaus um die vermiedenen Netzentgelte vorgesehen werden. Es muss daher heißen: 
… „vorgelagerte Netzkosten und vermiedene Netzentgelte (bereinigtes Ausgangsni-
veau)“ …“. 

 
e) Inwieweit werden Netzübergänge nach dem letzten Basisjahr bei der Ermittlung des 

Schwellenwertes berücksichtigt? Da sich mit dem Netzübergang sowohl Kosten als 
auch Strukturparameter sowohl für den aufnehmenden als auch den abgebenden 
Netzbetreiber ändern, sollte dies bei der Schwellenwertermittlung eine Rolle spielen. 
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Zu Tenorziffer 16.4  
 
Laut Erwägungen zu Satz 2 senkt sich bei einer solchen Gewichtung der Effizienzwert 
ab. U.E. erfordert dieses Vorgehen höheren Begründungsaufwand. Gerade mit Blick auf 
die Auswirkungen für „switchende“ Netzbetreiber ist dies nicht nachvollziehbar.  
 
Zu Tenorziffer 16.5  
 
Zu Satz 1:  
 
Die BNetzA muss diesen Wert veröffentlichen, zumal sie nach Ziffer 16.4 Herrin des Ver-
fahrens ist. Die Formulierung „Die Regulierungsbehörde“ ist daher durch „Die Bundes-
netzagentur“ zu ersetzen. Aus Gründen der Rechtssicherheit ist der Schwellenwert mit-
tels Festlegung zu veröffentlichen.  
 
Zu Tenorziffer 16.7 
 
In Satz 1 sind u.E. zur Bestimmung des bereinigten Kostenniveaus neben den vorgela-
gerten auch die vermiedenen Netzkosten auszunehmen.  
 
Zu Satz 3:  
 
Im Ergebnis unterliegen die betroffenen Netzbetreiber dann und in den kommenden Jah-
ren keiner weiteren initialen Kostenprüfung. Es fragt sich, ob dies tatsächlich gewollt ist. 
Dies gilt insbesondere mit Blick auf frühere Kundenanlagen, die künftig der Regulierung 
unterliegen würden. Diese müssten der Regulierungsbehörde zumindest erstmalig ein 
Kostenniveau vorlegen und die Regulierungsbehörde könnte sich weitere Prüfungen vor-
behalten.  Es ist daher zu prüfen, ob die Festlegungskompetenz der Landesregulierungs-
behörde, die sich nur auf die Einführung der Kleinstnetzbetreiberregelung beschränkt, 
um die Befugnis erweitert werden soll, die Vorgaben und Gestaltung zur Kleinstnetzbe-
treiber-Regulierung selbst zu regeln. Dann könnte jede Behörde im Sinne des Bürokra-
tieabbaus nicht nur das Verfahren, sondern ggf. auch materielle Regelungen treffen.  
 
Zu Tenorziffer 16.10  
 
Zu Satz 2:  
 
Die Vermutungsregel ist im Hinblick auf die Praxistauglichkeit der anzulegenden Netz-
entgelte noch einmal zu prüfen.  
 
(a) Für Gasverteilnetzbetreiber, die einen Fernleitungsnetzbetreiber als vorgelagerten 

Netzbetreiber haben, ist diese Regelung u.E. nicht praxistauglich. Welche Netzent-
gelte sollen Maßstab sein?  

(b) Ist dieser Abgleich pro Spannungsebene/ Kundengruppe vorzunehmen oder soll im 
Beschwerdefall der Abgleich auf kundenindividueller Basis erfolgen?  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Kerstin Meißner 
Leiterin der Landesregulierungsbehörde Sachsen 




